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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 Az: B 2 U 164/10 B 
 
L 14 U 120/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 7 U 98/06 (SG Oldenburg) 
 
 
 
................................... , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………. , 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Fleischerei-Berufsgenossenschaft, 
Lortzingstraße 2, 55127 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. September 2010 durch den 

Richter   Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 22. April 2010 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Die Klägerin hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG die geltend gemachten Zulassungsgründe der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 

Nr 3 SGG) weder hinreichend dargelegt noch bezeichnet. 

 

Einer Rechtssache kommt grundsätzliche Bedeutung zu, wenn sie geeignet ist, die Rechtsein-

heit in ihrem Bestand zu erhalten oder die Weiterentwicklung des Rechts zu fördern. Insoweit 

ist den Darlegungserfordernissen nur dann genügt, wenn eine abstrakte Rechtsfrage klar 

formuliert und ausgeführt wird, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und 

klärungsfähig ist (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 11 RdNr 19 und Nr 9 RdNr 4, jeweils mwN). 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Es kann dahingestellt bleiben, ob es sich bei der von der Klägerin aufgeworfenen Frage, 

"ob eine berufsbedingte Innenohrschwerhörigkeit allein mangels C5-Senke im Tonaudio-
gramm auszuschließen ist", 

 

um eine Rechts- oder Tatsachenfrage handelt. Bei einer Frage nach einer generellen Rechts-

tatsache ist die Klärungsbedürftigkeit zu verneinen, wenn sie nach dem allgemein anerkannten 

wissenschaftlichen Erkenntnisstand geklärt ist. Die Klägerin hätte daher den Erkenntnisstand 

auf medizinisch-wissenschaftlichem Gebiet darstellen und aufzeigen müssen, weshalb 

Klärungsbedarf durch die Rechtsprechung besteht (BSG vom 29.3.2007 - B 2 U 326/06 B). 

Dem ist nicht durch den Hinweis Genüge getan, dass nach einer Auffassung in der 

medizinischen Literatur eine typische Lärmkurve im Tonaudiogramm nicht existiere. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG 

(freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des 

Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Nach dem Sinn und Zweck dieser Vorschrift ist das Übergehen eines Beweisantrags nur dann 

ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen wurde, 

dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch nicht als erfüllt ansieht. 

Zumindest bei rechtskundig vertretenen Beteiligten muss der Beweisantrag in der 

abschließenden mündlichen Verhandlung gestellt oder aufrechterhalten worden sein. Dass die 

Klägerin bis zuletzt einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt hätte, mit dem 
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sowohl das Beweismittel als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, über 

welche Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden soll (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 21 

RdNr 6; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 20 und 31; BVerfG SozR 3-1500 § 160 Nr 6), ist der 

Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. 

 

Die Rüge, das LSG habe § 109 SGG verletzt, ist nach der Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG ausgeschlossen. 

 

Die behauptete Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 Grundgesetz, § 62 

SGG) ist ebenfalls nicht hinreichend bezeichnet. Er soll verhindern, dass die Beteiligten durch 

eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, Tatsachen oder Beweis-

ergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (vgl BSG SozR 3-1500 § 153 Nr 1 

mwN; BVerfGE 84, 188, 190 f), und sicherstellen, dass ihr Vorbringen vom Gericht in seine 

Erwägungen miteinbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Zwar kann als Ver-

fahrensmangel gerügt werden, dass die angefochtene Entscheidung auf Gesichtspunkte 

gestützt wird, die bisher nicht erörtert worden sind, und dadurch der Rechtsstreit eine 

unerwartete Wendung nimmt (BSG SozR 3-4100 § 103 Nr 4 mwN). Die Klägerin hat aber nicht 

dargelegt, dass sie die Überlassung des Tonaudiogramms vom 28.5.1997 beantragt und damit 

die prozessualen Möglichkeiten ausgeschöpft hätte, sich rechtliches Gehör zu verschaffen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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